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5 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 4 Ausgegeben Danzig, den 24. Januar 1934 
Inhalt: Verordnung über die Bildung von Beiräten bei der Hauptfürſorgeſtelle und den Fürſorgeſtellen für 
Kriegsbeſchädigte und Kriegshinter blieben 404, 8. 
Verordnung über die Abänderungen von Vorſchriften des Disziplinarrechts vom 20. Januar 19348 16 
Verichtigunngsgsss. d 
17 Verordnung 


über die Bildung von Beiräten bei der Hauptfürſorgeſtelle und den Fürſorgeſtellen für 
Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene. 


Vom 31. Dezember 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 47 und $ 2b und d des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 
Der Hauptfürſorgeſtelle ſteht ein Beirat zur Seite. Er wird gebildet aus 
dem Leiter der Hauptfürſorgeſtelle oder ſeinem Stellvertreter als Vorſitzenden, 
drei Kriegsbeſchädigten, darunter einem Kriegsblinden, 
einer Kriegshinterbliebenen 
als Mitglieder. 

Der Beirat entſcheidet endgültig in einzelnen Fürſorgefällen über Beſchwerden gegen Verfügungen 
der Hauptfürſorgeſtelle. 

Die Berufung der Mitglieder erfolgt durch den Senat. Die National⸗Sozialiſtiſche Kriegsopfer⸗ 
verſorgung hat dem Senat auf Erfordern Vorſchläge für die Beſetzung zu machen. 

8 2 
Der Fürſorgeſtelle ſteht ein Beirat zur Seite. Er wird gebildet aus 
dem Leiter der Fürſorgeſtelle oder ſeinem Stellvertreter als Vorſitzenden, 
einem Kriegsbeſchädigten, 
einer Kriegshinterbliebenen 
als Mitglieder. 

Der Beirat entſcheidet in einzelnen Fürſorgefällen über Beſchwerden gegen Verfügungen der Für⸗ 
ſorgeſtelle. 

Gegen die Entſcheidung des Beirats iſt die Beſchwerde an die Hauptfürſorgeſtelle zuläſſig, die, 
falls ſie nicht ſelbſt abhilft, die endgültige Entſcheidung ihres Beirats herbeiführt. 

Die Berufung der Mitglieder erfolgt durch den Senat. Die National⸗Sozialiſtiſche Kriegsopfer⸗ 
verſorgung hat dem Senat auf Erfordern Vorſchläge für die Beſetzung zu machen. 

83 : 

Die Amtsdauer der Beiratsmitglieder wird auf zwei Jahre feſtgeſetzt. Scheidet ein Beiratsmitglied 
aus, ſo iſt ein Erſatzmitglied zu berufen. Die Amtszeit des Erſatzmitgliedes endet mit der Amtszeit 
der übrigen Mitglieder. 

8 4 

Das Beiratsmitglied verliert ſein Amt, wenn es dazu unfähig wird. 

Unfähig für das Amt iſt, 

a) wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen geiſtiger Gebrechen 
unter Pflegſchaft ſteht, 

b) wer rechtskräftig durch Richterſpruch die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Be⸗ 
kleidung öffentlicher Amter verloren hat. | 2 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. 2. 1934.) 


16 
Ein Mitglied, das ſich durch fein Verhalten des Amtes unwürdig erweiſt, kann vom Senat aus⸗ 
geſchloſſen werden. 
8 5 : 
Die bisherigen Beiräte und Fachausſchüſſe werden mit ſofortiger Wirkung aufgelöſt. Die Amter 
der bisherigen Mitglieder erlöſchen. 
S 6 
Die 88 6, 7, 9 der Verordnung der Reichsregierung vom 8. Februar 1919 (R. G. Bl. S. 187) 
werden inſoweit abgeändert. 
SET 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 31. Dezember 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Hohnfeld Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


18 Verordnung 
über die Abänderungen von Vorſchriften des Disziplinarrechts. 
Vom 20. Januar 1934. 


Auf Grund von $ 1 Ziffer 21 e, $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird fol gendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
Der $ 119 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. 3. 1873 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
18. 5. 1907 (R. G. Bl. S. 245), abgeändert durch das Geſetz betr. die Abänderungen von Vor⸗ 
ſchriften des Disziplinarrechts vom 6. 7. 1923 (G. Bl. S. 763) und durch die Rechtsverordnungen 
zur Abänderung von Vorſchriften des Disziplinarrechts vom 11. 1. 1929 (G. Bl. S. 25), vom 
22. 5. 1931 (G. Bl. S. 91) und vom 16. 12. 1933 (G. Bl. S. 620) erhält folgende Faſſung: 
8 119 
Die Vorſchriften der 88 84 bis 118 gelten auch in Anſehung der einſtweilig in den Ruheſtand 
verſetzten Beamten. Sie finden ferner auf die dauernd in den Ruheſtand verſetzten Beamten in An⸗ 
ſehung ſolcher Dienſtvergehen Anwendung, die vor dem endgültigen Ausſcheiden aus dem Dienſt 
begangen ſind. 
Die letzte dienſtliche Stellung vor der Zurruheſetzung der Beamten iſt für die Zuſtändigkeit 
im Disziplinarverfahren entſcheidend. 
Artikel II 
Die SS 128 bis 132 des Reichsbeamtengeſetzes finden im Falle des Artikels 1 entſprechende 
Anwendung, ſofern die Vorausſetzungen des § 125 Ziffer 1 oder 2 des Reichsbeamtengeſetzes vor⸗ 
liegen oder der Senat im Falle des $ 127 des Reichsbeamtengeſetzes die Einbehaltung eines Teiles 
der Bezüge verfügt. 
ö Artikel [II 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 20. Januar 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer von Wnud 


19 Berichtigung 

In der Verordnung zur Abänderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 18. Dezember 1933 
(G. Bl. S. 632) werden im Art. 1 Ziffer 2 die Worte geſtrichen: „Der $ 66 erhält folgenden Wort⸗ 
laut: $ 66“. Die Ziffer 2 beginnt alſo mit den Worten: „Der $ 66 Abſ. 1 des Gerichtsverfaſſungs— 
geſetzes wird wie folgt geändert:“. 

Ferner muß es in der nächſten Zeile anſtatt „Behinderung“ heißen „Verhinderung“. 

Danzig, den 12. Januar 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


